Deutscher Bundestag 
10. Wahlperiode 


Große Anfrage 

des Abgeordneten Bastian und der Fraktion DIE GRÜNEN 


Giftgas - Lagerung, Gefährdung - Rechtsgrundiagen 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Wirkungen von Giftgas 

1.1 Inwieweit kann die Bundesregierung die Erkenntnisse der 
GRÜNEN hinsichtlich der Wirkung von Giftgas bestätigen 
oder widerlegen, 

a) daß im Falle des Kriegseinsatzes von Nervengas im dicht- 
besiedelten Mitteleuropa ein Verhältnis von mindestens 
20 getöteten Zivilisten je getöteten Kombattanten zu 
erwarten ist, 

b) daß das Sterben an Nervengas keineswegs „blitzschnell" 
erfolgt, sondern sich extrem qualvoll über Stunden hin- 
ziehen kann, 

c) daß gegen Nervengasangriffe für die Mehrheit der Zivil- 
bevölkerung weder Warnung noch Schutz möglich ist, 
während sich Soldaten teilweise schützen können, 

d) daß Kinder nicht durch Schutzkleidung gegen die Wir- 
kungen von Giftgas zu schützen sind, da die Kraft der 
kindhchen Lungenmuskulatur nicht zum Atmen durch 
Gasmasken ausreicht, 

e) daß ein großer Anteil der Überlebenden von Nervengas- 
wirkungen infolge Unterversorgung des Gehirns beim 
Zusammenbruch der Atmung irreversible geistige Behin- 
derung erleiden? 

2. US-Giftgas in der Bundesrepublik Deutschland 

2.1 Warum nimmt die Bundesregierung hin, daß die Bundes- 
republik Deutschland das einzige Land der Welt ist, in dem 
die USA außerhalb ihres Territoriums Giftgas-Kampfstoffe 
lagern? 

2.2 Seit wann lagern amerikanische Giftgas-Kampfstoffe auf 
dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland? 
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2.3 Inwieweit kann die Bundesregierung die Erkenntnisse der 
GRÜNEN bestätigen oder widerlegen, daß US-Giftgas- 
Kampfstoffe in folgenden Lagerorten der Bundesrepublik 
Deutschland vorhanden sind: Pirmasens, Fischbach, Miesau 
bei Landstuhl, Weilerbach bei Kaiserslautern? 

2.4 Inwieweit kann die Bundesregierung die Erkenntnisse der 
GRÜNEN bestätigen oder widerlegen, daß nach dem Aus- 
scheiden Frankreichs aus der NATO-Militärintegration 1966 
US-Giftgas-Kampfstoffe aus Frankreich in die Bundesrepu- 
blik Deutschland verlagert wurden? 

3. Gefährdung der deutschen Bevölkerung im Frieden 

3.1 Inwieweit kann die Bundesregierung die Feststellung der 
GRÜNEN bestätigen oder widerlegen, daß die Bundesregie- 
rung verfassungsmäßige Grundrechte der Bürger mißachtet, 
indem sie hinnirrimt, daß die deutsche Bevölkerung in 
geringerem Maße gegen Schädigung durch amerikanisches 
Giftgas geschützt ist wie die Bevölkerung der USA, insbe- 
sondere indem 

a) der deutschen Bevölkerung US-Giftgaslagerorte in der 
Bundesrepublik Deutschland verheimlicht werden, wäh- 
rend die US-Regierung der amerikanischen Bevölkerung 
solche Lagerorte in den USA offenlegt, 

b) Giftgastransporte in der Bundesrepublik Deutschland 
geheimgehalten werden, während solche Transporte in 
den USA mindestens einen Monat im voraus angekündigt 
werden und unter aufwendigen öffentlichen Katastro- 
phenschutzvorkehrungen ablaufen, 

c) deutschen Parlamentariern Inspektionen von US-Giftgas- 
lagern auf ihrem eigenen Hoheitsgebiet verweigert wer- 
den, während amerikanische Parlamentarier US-Giftgas- 
lager, auch auf dem fremden Hoheitsgebiet der Bundes- 
republik Deutschland, inspizieren dürfen? 

3.2 Inwieweit kann die Bundesregierung die Feststellung der 
GRÜNEN bestätigen oder widerlegen, 

a) daß jährlich einige Dutzend bis einige hundert Lecks in 
den amerikanischen Giftgaslagern in der Bundesrepublik 
Deutschland auftreten, angesichts der jährlich ca. 4000 
Lecks in den Gesamtbeständen des US-Giftgasarsenals 
(US-Senator Henry Jackson am 17. September 1980 vor 
dem US-Senat), 

b) daß die in der Bundesrepublik Deutschland mit der 
Instandhaltung von Giftgaslagern befaßten amerikani- 
schen Soldaten zu einem großen Prozentsatz drogen- 
abhängig sind, 

c) daß aus diesen Gründen die Bundesregierung ihre Für- 
sorgepflicht verletzt, indem sie lediglich „keine Zweifel 
hegt, daß die in US-Verantwortung liegenden Sicher- 
heitsvorkehrungen für die Lagerung der C-Kampfstoffe 
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höchsten Anforderungen entsprechen und eine Gefähr- 
dung der Bevölkerung nach menschlichem Ermessen aus- 
schließen (Standardantwort der Bundesregierung auf 
entsprechende parlamentarische Anfragen) und es unter- 
läßt, die eigene nationale Kontrolle über diese Gefahren- 
herde zu erzwingen? 

3.3 In welcher Weise sind die US-Militärbehörden verpflichtet, 
Unfälle und Giftgasfreisetzungen in den US-Giftgaslagern in 
der Bundesrepublik Deutschland an die deutschen Behör- 
den zu melden? 

3.4 In welchem Umfang kommen die US-Militärbehörden der 
Meldepflicht für Unfälle in Giftgaslagern in der Bundesrepu- 
blik Deutschland gegenüber deutschen Behörden nach? 

3.5 Wie viele Lecks stellte die Bundesregierung 1982 durch 
Meldung der US-Militärbehörden oder bei eigenen nationa- 
len Sicherheitsüberwachungen der in der Bundesrepublik 
Deutschland befindlichen US-Giftgaslager fest, und in wel- 
chem Umfang war aus diesen Lecks Giftgassubstanz in die 
Umwelt ausgetreten? 

3.6 Welche selbst zu verantwortenden technischen Sicherheits- 
maßnahmen hat die Bundesregierung getroffen, um eine 
katastrophale Freisetzung von Giftgas-Kampfstoffen in US- 
Lagern infolge von Leckunfällen mit Sicherheit auszu- 
schließen? 

3.7 Welche Folgen hat nach Kenntnis der Bundesregierung eine 
Katastrophe, insbesondere ein Flugzeugabsturz, in einem 
US-Giftgaslager in der Bundesrepublik Deutschland, und 
welche Katastrophenschutzpläne bestehen für einen solchen 
Fall? 

3.8 Inwieweit kann die Bundesregierung die Erkenntnisse der 
GRÜNEN bestätigen oder widerlegen, daß Terror-Bomben- 
angriffe auf Giftgaslager, beispielsweise mit Privatflugzeu- 
gen, zu katastrophalen Freisetzungen von Giftgas führen 
können? 

3.9 In welchem Umfang können Rettungsmaßnahmen, in größt- 
möglichem Umfang betrieben, im Fall der Freisetzung von 
Nervengas-Kampfstoffen aus US-Giftgaslagern in der Bun- 
desrepublik Deutschland der Bevölkerung im betroffenen 
Gebiet helfen? 

3.10 Welche Beweise hat die Bundesregierung für die Durchführ- 
barkeit der hinsichtlich Unfällen in US-Giftgaslagern getrof- 
fenen Feststellung, „in einer Gefahrensituation kann durch 
die verbündeten Streitkräfte unverzüglich mit den für die 
Katastrophenabwehr zuständigen deutschen Stellen Verbin- 
dung auf genommen werden, um die je nach Lage erforderli- 
chen Maßnahmen zu ergreifen'" (Antwort des Parlamentari- 
schen Staatssekretärs Spranger auf die Anfrage des Abge- 
ordneten Sielaff vom 1. Dezember 1982, Plenarprotokoll 9/ 
133 S. 8244 C)? 
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3.11 Inwieweit kann die Bundesregierung die Feststellung der 
GRÜNEN bestätigen oder widerlegen, daß die Bundesregie- 
rung durch die Geheimhaltung der Giftgaslagerorte ihre 
Fürsorgepflicht zur Gewährleistung der Grundrechte ver- 
letzt, indem sie für den Fall der Freisetzung von Giftgas die 
vorbeugende Vorbereitung jeglicher örtlicher Katastrophen- 
schutzmaßnahmen unmöglich macht? 

3.12 In welchem Größenverhältnis steht die Gefährdung der bun- 
desdeutschen Bevölkerung durch die Seveso-Giftfässer zur 
Gefährdung durch die amerikanischen Giftgas Vorräte? 

3.13 In welchem Verhältnis steht das Tötungspotential der in der 
Bundesrepublik Deutschland gelagerten amerikanischen 
Giftgas-Kampfstoffe im Verhältnis zum Tötungspotential der 
im KZ Auschwitz zur Ermordung von Zivilisten verwendeten 
Gesamtmenge Giftgas? 

4, Gefährdung der deutschen Bevölkerung im Krieg 

4.1 Inwieweit kann die Bundesregierung die Feststellung der 
GRÜNEN bestätigen oder widerlegen, daß ein potentieller 
Feindstaat der Bundesrepublik Deutschland jeder Staat - 
egal ob gegnerisch oder verbündet - ist, der im Krieg unter 
irgendwelchen Bedingungen Massenvernichtungsmittel 
gegen Ziele in der Bundesrepublik Deutschland einsetzen 
würde? 

4.2 Inwieweit kann die Bundesregierung die Feststellung der 
GRÜNEN bestätigen oder widerlegen, daß die Gesamt- 
menge der in der Bundesrepublik Deutschland gelagerten 
amerikanischen Giftgas-Kampfstoffe in ihrer Schädigungs- 
wirkung gegen die Zivilbevölkerung einigen tausend Atom- 
bomben der „Hiroshima- Stärke“ gleichkommt? 

4.3 Inwieweit kann die Bundesregierung die Feststellung der 
GRÜNEN bestätigen oder widerlegen, daß die Giftgaslager 
im Krieg, gegen konventionelle Bombardierung empfind- 
lich, selbst ohne Einsatz von Giftgas-Kampfstoffen höchste 
Gefahrenquellen, im Rang nur vergleichbar mit Kernkraft- 
werken, sind? 

5. Rechtsgrundlage der Giftgasstationierung 

5.1 Ist die hinsichtlich Giftgas-Kampfstoffen getroffene Feststel- 
lung der Bundesregierung „Es ist Sache eines jeden souve- 
ränen Staates, über die Stationierung derartiger Waffen auf 
seinem Territorium zu entscheiden“ (Antwort des Parlamen- 
tarischen Staatssekretärs Würzbach auf die Anfrage des 
Abgeordneten Bastian vom 25. April 1983, Drucksache 10/64 
S. 31) so zu verstehen, daß die Erlaubnis zum Verbleib von 
US-Giftgas in der Bundesrepublik Deutschland bzw. das 
Verlangen nach Abzug des Giftgases uneingeschränkt in 
der Entscheidung der Bundesregierung liegt? 

5.2 Was sind die vollständigen Rechtsgrundlagen für die Lage- 
rung von US-Giftgas-Kampfstoffen auf dem Territorium der 
Bundesrepublik Deutschland? 
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5.3 Inwieweit sind irgendwelche unveröffentlichten Verträge, 
insbesondere auch in Verbindung mit den bilateralen 
Geheimverträgen zur Atomwaffenlagerung vom Mai 1959, 
Teil der Rechtsgrundlage für die Giftgaslagerung der USA in 
der Bundesrepublik Deutschland. 

5.4 Inwieweit kann die Bundesregierung die Feststellung der 
GRÜNEN bestätigen oder widerlegen, daß die Rechtsgrund- 
lagen für die Stationierung amerikanischer Giftgas-Kampf- 
stoffe in der Bundesrepublik Deutschland dadurch null und 
nichtig sind, daß diese Stationierung niemals durch den 
Deutschen Bundestag legitimiert wurde? 

5.5 Inwieweit sind Rechtsgrundlagen für die Stationierung von 
US-Giftgas-Kampfstoffen in der Bundesrepublik Deutsch- 
land an die NATO-Mitgliedschaft bzw. die NATO-Militär- 
integration der Bundesrepublik Deutschland gebunden? 

5.6 Inwieweit kann die Bundesregierung die Feststellung der 
GRÜNEN bestätigen oder widerlegen, daß die von den USA 
als Gewohnheitsrecht erachteten besatzungsrechtlichen 
Praktiken hinsichtlich der Lagerung von Giftgas im Lichte 
der neueren Rechtsprechung des Bundesverfassungsge- 
richts einer besonderen gesetzlichen Ermächtigung 
bedürfen? 

5.7 Inwieweit haben die USA vor der Einlagerung von Giftgas in 
der Bundesrepublik Deutschland die Einwilligung der Bun- 
desregierung eingeholt und erhalten? 

5.8 Inwieweit kann die Bundesregierung die Feststellung der 
GRÜNEN bestätigen oder widerlegen, daß im NATO- 
Sprachgebrauch der Begriff „Konsultation" im Hinblick auf 
Atomwaffen und Giftgas-Kampfstoffe gleichbedeutend mit 
„Mitdebattieren ohne Mitentscheidung" verwendet wird? 

5.9 Inwieweit kann die Bundesregierung die Feststellung der 
GRÜNEN bestätigen oder widerlegen, daß Giftgas-Kampf- 
stoffe nicht zu der nach dem Deutschland-Vertrag vom 
26. Mai 1952, Artikel 2, auftragsgemäß erforderlichen 
Bewaffnung von vorbehaltsrechtlich nach Artikel 4 Abs. 2 
dieses Vertrages in der Bundesrepublik Deutschland statio- 
nierten Truppen der Westalliierten gehören? 

5.10 Welchen Inhalt haben die 1971 getroffenen Abmachungen 
zwischen dem damaligen Bundeskanzler Brandt und dem 
damaligen US-Präsidenten Nixon betreffend US-Giftgas in 
der Bundesrepublik Deutschland? 

Bonn, den 26. Mai 1983 

Bastian 

Beck-Oberdorf, Schily, Kelly und Fraktion 
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